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Niederschrift Gber die Sitzung
des Ausschusses fir Umwelt und Verkehr am 27.11.2014

Der Ausschuss fur Umwelt und Verkehr versammelt sich heute im GrofRen Sitzungssaal, um
uber die nachfolgende Tagesordnung zu beraten.

Tagesordnung:

Offentliche Sitzung:

1.

Vorstellung und Beratung der Entwirfe der Landschaftsplane 11/4 "Wassenberger
Riedelland und untere Rurniederung” und 111/8 "Baaler Riedelland und obere Rurnie-
derung™ im Hinblick auf die Offenlage der Landschaftsplane

. Satzung des Kreises Heinsberg fiir die Abfallentsorgung - 9. Anderungssatzung

(2015)

Gebiihrensatzung des Kreises Heinsberg fiir die Abfallentsorgung - 9. Anderungssat-
zung (2015)

Bewerbungsverfahren zur Neuauswahl der LEADER-Regionen im Rahmen des
NRW-Programms "Léndlicher Raum"

. Antrag der Kreistagsfraktion GRUNE gemaB 8§ 5 der Geschaftsordnung vom

10.10.2014: Reaktivierung des Lickenschlusses von Linnich bis Baal mit der Wei-
terflhrung nach Huckelhoven / Wassenberg u.a. nach der StraRenbahn-Bau- und Be-
triebsordnung (BOStrab)

Bericht der Verwaltung

Anfragen

Nichtoffentliche Sitzung:

8.

9.

10.

11.
12.

Erwerb von landwirtschaftlichem Grundbesitz in der Gemarkung Heinsberg fir na-
turschutzfachliche Zwecke

Vergabe eines Auftrages zur Errichtung von Fahrzeug-Rickhaltesystemen und
Schutzplanken-Konstruktionen entlang der Kreisstrae K 29 zwischen Tischenbroich
und Klinkum (Stadt Wegberg)

Vergabe eines Auftrages zur Ausfilhrung von Deckensanierungsarbeiten auf diversen
KreisstraBen sowie auf dem Radweg entlang der Kreisstrale K 1 im Rahmen der
Strallenunterhaltung

Bericht der Verwaltung

Anfragen

Vor Eintritt in die Beratung stellt der Ausschussvorsitzende, Herr Franz-Michael Jansen, die
vorliegende Tagesordnung, die ordnungsgemaRe Einberufung und die Beschlussfahigkeit fest.
Er weist darauf hin, dass die Verwaltung zum TOP 1 noch eine Tischvorlage mit einem modi-
fizierten Beschlussvorschlag vorbereitet habe. Die Verwaltung und das Planungsbiro
Grontmij werden hierzu in der Vorstellung der Landschaftsplanentwirfe ergdnzende Erléute-
rungen vortragen.
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Nachfolgend wird das an der heutigen Ausschusssitzung erstmals teilnehmende sachkundige
Ausschussmitglied Helmut Gerads (Kreistagsfraktion Freie Wahler) durch den Ausschussvor-
sitzenden verpflichtet. Nach dem die Anwesenden sich von ihren Platzen erhoben haben,
spricht Herr Gerads die vom Ausschussvorsitzenden vorgetragene Verpflichtungsformel nach
und unterzeichnet die Niederschrift Gber die Verpflichtung. Der Ausschussvorsitzende besta-
tigt durch Unterzeichnung der Verpflichtungsniederschrift die Durchfihrung der formellen
Verpflichtung. Das Original der Verpflichtungsniederschrift wird dem Original der Nieder-
schrift Uber die heutige Ausschusssitzung beigefligt und zusammen mit dieser aufbewahrt.
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Sitzung: offentlich
Tagesordnungspunkt 1:
Vorstellung und Beratung der Entwirfe der Landschaftsplane 11/4 "*Wassenberger Rie-

delland und untere Rurniederung™ und I11/8 ""Baaler Riedelland und obere Rurniede-
rung" im Hinblick auf die Offenlage der Landschaftspléane

Beratungsfolge:

27.11.2014  Ausschuss fir Umwelt und Verkehr
09.12.2014  Kreisausschuss

18.12.2014  Kreistag

| Finanzielle Auswirkungen: | nein
‘ Leitbildrelevanz: ‘ 3.1
‘ Inklusionsrelevanz: ‘ nein

Die Aufstellung des Landschaftsplans (LP) II/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere Rur-
niederung* hat der Kreistag bereits in seiner Sitzung am 13.05.1993 beschlossen. In der Folge
wurde das LP-Verfahren 11/4 aus verschiedenen Grinden zuriickgestellt. Die Aufstellung des

LP III/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung® beschloss der Kreistag in seiner Sitzung
am 18.09.2008.

Um die landschaftsplanerische Zielsetzung in der Ruraue mit den Belangen der Wasserwirt-
schaft, der Landwirtschaft und der Erholungsnutzung abzustimmen, hat der Kreistag im Jahre
2009 beschlossen, die LP 1I/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere Rurniederung™ sowie
I11/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung® gemeinsam zu erarbeiten und dabei eine
partizipative und kooperative, durch Einbindung wichtiger Interessengruppen gekennzeichne-
te Planung umzusetzen. Aus diesem Grund ist dem eigentlichen LP-Verfahren eine Vorstudie
(2009 - 2011) vorangestellt worden, welche dem Ausschuss fir Umwelt und Verkehr in seiner
Sitzung am 18.07.2011 vorgestellt wurde.

Mit der Ausarbeitung der Vorstudie sowie der LP 11/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere
Rurniederung und 111/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung* wurde das Planungsbu-
ro Grontmij GmbH, Zweigstelle Ménchengladbach, beauftragt.

Um bereits in den Vorentwurfsstadien der LP nach Mdglichkeit Konsens mit den wichtigsten
Tragern 6ffentlicher Belange zu erlangen, wurden bereits sehr friihzeitig Gesprache mit Ver-
tretern der betroffenen Stadte und Gemeinden, der Landwirtschaftskammer, des Landwirt-
schaftsverbandes, des Forstes, des Naturschutzes sowie der Unteren Jagdbehdrde gefihrt.
Ebenso fanden Beratungen in den landschaftsplanbegleitenden Arbeitsgruppen des Land-
schaftsbeirats sowie des Umwelt- und Verkehrsausschusses statt. So wurde bereits im Vorfeld
wesentlichen Belangen der vorgenannten Stellen — insbesondere der Landwirtschaft — Rech-
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nung getragen, indem die Naturschutzgebietskulisse auf notwendige Kernflachen reduziert
und umfangreiche Ausnahmen festgesetzt wurden.

Die nach § 27 b des Landschaftsgesetzes (LG) vorgeschriebene friihzeitige Biirgerbeteiligung
erfolgte nach ortsiiblicher Bekanntmachung vom 08.06.2013 fiir den LP 1I/4 ,,Wassenberger
Riedelland und untere Rurniederung® am 19.06.2013 in Wassenberg und am 24.06.2013 in
Heinsberg sowie flir den LP I1I/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung* am 20.06.2013
in Huckelhoven und am 25.06.2013 in Heinsberg.

Die Beteiligung der Trager offentlicher Belange gemall § 27 a LG wurde fur den LP 11/4
»Wassenberger Riedelland und untere Rurniederung® sowie den LP III/8 ,,Baaler Riedelland
und obere Rurniederung® in der Zeit vom 21.06. bis 21.10.2013 durchgefihrt.

Dem Ausschuss fir Umwelt und Verkehr wurden die VVorentwurfe zu den LP 11/4 ,,Wassen-
berger Riedelland und untere Rurniederung® und III/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurnie-
derung® in seiner Sitzung am 18.09.2013 in den Grundzigen vorgestellt und tber den damali-
gen Sachstand zu den LP-Verfahren berichtet.

Die im Rahmen der Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange sowie der friihzeitigen Betei-
ligung der Birger eingegangenen Anregungen und Bedenken wurden Uberpriift und
- soweit fachlich vertretbar - berticksichtigt.

Die unter Bertcksichtigung der Anregungen und Bedenken (berarbeiteten VVorentwirfe wur-
den nachfolgend in den landschaftsplanbegleitenden Arbeitsgruppen des Umwelt- und Ver-
kehrsausschusses am 22.09.2014 und des Landschaftsbeirats am 25.09.2014 vorgestellt und
erortert.

Die nunmehr vorgelegten Entwirfe der LP 11/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere Rurnie-
derung® und 111/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung®, die in der Fachausschusssit-
zung von Herrn Dipl.-Landschafts6kologe Martin Castor vom Planungsbiiro Grontmij GmbH,
Monchengladbach, vorgestellt werden, sind Ausfluss der Erorterungen in den landschafts-
planbegleitenden Arbeitsgruppen. Die beteiligten Arbeitsgruppen sind damit einverstanden,
den jetzt vorliegenden Entwurf in das weitere Verfahren zu geben. Diese Entwirfe wurden in
der Sitzung des Landschaftsbeirats am 24.11.2014 vorgestellt und beraten.

Als nachster Verfahrensschritt kann nunmehr die 6ffentliche Auslegung der LP-Entwiirfe, die
gemal § 27 ¢ LG fir die Dauer eines Monats vorgenommen werden muss, voraussichtlich im
1. Quartal 2015 erfolgen. Die Tréager offentlicher Belange sowie die Birger, die im Rahmen
der frihzeitigen Beteiligung Anregungen und Bedenken eingereicht haben, werden Uber die
Auslegung benachrichtigt und erhalten gleichzeitig eine Riickmeldung, inwieweit ihre Anre-
gungen und Bedenken in die LP-Entwurfe eingeflossen sind. Wahrend der Auslegungsfrist
koénnen nochmals Anregungen und Bedenken vorgebracht werden, (ber die der Kreistag ent-
scheidet. Gleichzeitig wird auch der Umweltbericht zum Landschaftsplan, der geméal § 14 g
des Gesetzes Uber die Umweltprifung (UVPG) zu erstellen war, gemaR 8 14 i Abs. 2 UVPG
flir die Dauer eines Monats 6ffentlich ausgelegt.
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Zur Information wurde der Einladung zur Sitzung des Ausschusses fur Umwelt und Verkehr
eine Kurzfassung mit Hintergriinden und Erlauterungen zu den Landschaftsplanen sowie eine
CD-ROM mit den Landschaftsplanentwirfen 11/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere Rur-
niederung® und III/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung™ (zu beiden LP: Sat-
zungstext, Karte West und Ost, Umweltbericht, NSG-Steckbriefe mit einer Ubersicht der
Veranderungen gegeniiber dem Vorentwurf, Synopsen TOB und Biirger) als Anlagen beige-
flgt.

Ausschussvorsitzender Jansen leitet den Tagesordnungspunkt ein. Der heute zu fassende Be-
schluss entspreche dem Stapellauf eines Schiffes, an dem viele Jahre gearbeitet wurde. Die
Seetuchtigkeit musse sich in der Zukunft erweisen. Er verweist in diesem Zusammenhang auf
eine Tischvorlage mit einem modifizierten Beschlussvorschlag, die von der Verwaltung erldu-
tert werden wird.

Dezernent NieRen geht einleitend auf den langwierigen und zum Teil schwierigen Werdegang
der Landschaftsplanentwirfe ein. Die Entwirfe seien Ergebnis eines umfassenden Beteili-
gungs- und Abwagungsprozesses, wie es ihn in der jingeren Planungsgeschichte des Kreises
Heinsberg sicherlich nicht oft gegeben habe. Uber die schon recht umfassende gesetzliche
Beteiligung eines Landschaftsplanverfahrens hinaus habe der Kreis mit einer vorgezogenen
intensiven Einbeziehung der Hauptbetroffenen im Plangebiet (iber eine so genannte Vorstudie
bereits Jahre vor dem eigentlichen formellen Verfahrensbeginn Neuland betreten. Diese Vor-
studie habe ganz gezielt und bewusst auch die einzelbetriebliche Ebene im Planungsraum,
also die Flichenbewirtschafter selber, in den Blick genommen. Dieses ,,Experiment* konne
als gelungen bezeichnet werden, da erfreulicherweise viele Burgerinnen und Birger, Unter-
nehmen, Behdrden und Verbénde von ihren Mitwirkungsrechten Gebrauch gemacht und sich
mit Kritik, wichtigen Hinweisen, Anregungen und Bedenken eingebracht hatten. Alle Belan-
ge, gleich ob wirtschaftlicher oder nichtwirtschaftlicher Art, seien berechtigt und hétten folg-
lich Eingang in den Abwagungsprozess gefunden, was nachweislich zu wesentlichen Ande-
rungen in den Vorentwirfen der Landschaftsplane gefiihrt habe. Positiv hebt er auch hervor,
dass sich zahlreiche Vertreter aus Politik und VVerbanden in der VVorbereitung der Planentwiir-
fe im Rahmen entsprechender Facharbeitsgruppen engagiert haben. Dezernent Nieen merkt
allerdings auch kritisch an, dass, wie in Deutschland zunehmend zu beobachten, einzelne Be-
teiligte oder Gruppen vergleichsweise kompromisslos auftreten und den Eindruck erwecken,
der Planungstrager moge doch bitte den Gemeinwohlbelangen, deren Schutz ihm der Gesetz-
geber verpflichtend aufgegeben habe, keinen substanziellen Raum geben. Bereits in den Plan-
entwirfen enthaltene weitgehende Bestandsschutzregelungen werden dabei ebenso ignoriert
wie weitreichende Unberihrtheitsklauseln, Ausnahme- und Befreiungsmdglichkeiten sowie
der die Landschaftsplanung prédgende Grundsatz der Freiwilligkeit von Entwicklungsmali-
nahmen.

Ein interkommunaler Vergleich mache jedoch mehr als deutlich, dass sich der Kreis Heins-
berg, bezogen auf seine Gesamtflache, mit 6,2 % ausgewiesener Naturschutzgebiete am unte-
ren Rand vergleichbarer Nachbarkreise bewege (StadteRegion Aachen: 18,4 %; Kreis Wesel:
15,5 %; Kreis Kleve: 9,7 %; Kreis Viersen: 8,6 %; Kreis Duren: 6,2 %). Darlber hinaus stelle
der aktuelle Entwurf des Landesentwicklungsplanes NRW fest, dass 40 % der nordrhein-
westfalischen Pflanzenarten, 53 % der Sdugetierarten, 58 % der VVogelarten sowie je 50 % der
einheimischen Fischarten und Schmetterlingsarten auf der Roten Liste stehen. Um dieser Ne-
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gativentwicklung Einhalt zu gebieten, bedirfe es gerade in Naturrdumen von herausragender
Bedeutung, wie dem Rurtal, der Herstellung von Biotopverbundsystemen; ,,Insellosungen
seien insofern nicht ausreichend.

Insgesamt sei festzustellen, dass die nun vorliegenden Landschaftsplanentwiirfe von der Ver-
waltung nach bestem fachlichen Wissen und Kénnen erstellt wurden.

Herr Castor stellt die wesentlichen Eckpunkte der Entwirfe vor. Hierbei geht er insbesondere
auf die Veranderungen der jetzigen Beschlussvorlage gegentiber dem Vorentwurf ein. Der
Beitrag von Herrn Castor ist der Niederschrift als Anlage beigeftigt. AbschlieBend erléutert er
die Tischvorlage. Hierbei handelt es sich lediglich um eine textliche Angleichung der fische-
reilichen Regelungen an die Gesamtsystematik des Planes im Bereich des Effelder Waldsees.
Einvernehmen mit dem Kreisfischereiberater und dem ortlichen Angelverein wurde herge-
stellt. Zusammenfassend ist hervorzuheben, dass die geplanten Naturschutzgebietsflachen
gegenuber dem Vorentwurf um ca. 200 ha und die von der Ausweisung betroffenen Ackerfla-
chen sogar von 88 ha auf 48 ha reduziert wurden. Viele Einwande, Anregungen und Hinweise
der Tréger Offentlicher Belange und der Birger konnten nach der Offenlegung der Vorent-
wirfe eingearbeitet werden.

Ausschussvorsitzender Jansen stellt noch einmal heraus, dass jeder, der sich im Vorentwurfs-
verfahren geédulRert hat, eine Stellungnahme der Verwaltung zu seinem Vorbringen erhalten
wird. Gegebenenfalls muss er seine Einwande im Rahmen der Offenlegung noch einmal ex-
plizit vorbringen.

Ausschussmitglied Dahlmans (CDU) kommt zu dem Schluss, dass der Verwaltung ein aus-
gewogener Kompromiss zwischen den berechtigten Interessen von Grundstiickseigentiimern
und Bewirtschaftern von land- und forstwirtschaftlich genutzten Flachen einerseits und den
fachlichen Zielsetzungen andererseits gelungen sei. Wichtig ist ihm die Feststellung, dass es
zu keinen Existenzgefahrdungen kommt. Auch die Ausschussmitglieder Schliter (SPD),
Dr. Wagner (FDP) und Gerads (FW) erklaren im Tenor fiir ihre Fraktionen die Zustimmung
zu den Landschaftsplanentwirfen. Nach dem Offenlageverfahren ist bei Bedarf weiter zu dis-
kutieren. Ausschussmitglied Horst (GRUNE) lehnt die Entwiirfe zu den Landschaftsplanen
ab, da die Naturschutzflachen gegeniber den im Regionalplan ausgewiesenen BSN-Flachen
zu stark reduziert worden seien.

Ausschussvorsitzender Jansen bedankt sich abschliefend im Namen des Fachausschusses bei
der Verwaltung fir die stets offene und transparente Verfahrensgestaltung sowie beim Pla-
nungsbiro Grontmij fir die sehr grindliche Vorbereitung der Landschaftsplanentwirfe. Er
stellt dabei heraus, dass bei der Erarbeitung der Planentwiirfe von der Verwaltung eine inten-
sive Abwagung der vielfaltigen Interessenlagen erfolgt ist.
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Beschlussvorschlag:

Die Entwiirfe der Landschaftsplidne 11/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere Rurniederung
und III/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung* in der vorgelegten Fassung einschliel3-
lich der Anderung entsprechend der Tischvorlage - Anderung des Verbots x) im LSG 2.2-4
Zone II auf Seite 70 des Landschaftsplanentwurfs 1I/4 ,,Wassenberger Riedelland und untere
Rurniederung® - sowie die 6ffentliche Auslegung der LP 11/4 Wassenberger Riedelland und
untere Rurniederung® und III/8 ,,Baaler Riedelland und obere Rurniederung® sowie des dazu-
gehdrigen Umweltberichts werden beschlossen. Anderungen aus redaktionellen Griinden sind
mit diesem Beschluss abgedeckt.

Abstimmungsergebnis:

Ja 14 Nein 1 Enthaltung O Befangen O
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Sitzung: 6ffentlich
Tagesordnungspunkt 2:

Satzung des Kreises Heinsberg fir die Abfallentsorgung - 9. Anderungssatzung (2015)

Beratungsfolge:

16.09.2014  Ausschuss fur Umwelt und Verkehr
27.11.2014  Ausschuss fir Umwelt und Verkehr
09.12.2014  Kreisausschuss

18.12.2014  Kreistag

| Finanzielle Auswirkungen: ja
‘ Leitbildrelevanz: ‘ nein
‘ Inklusionsrelevanz: ‘ nein

Der Kreis bestimmt im Rahmen der Andienungs- und Uberlassungspflicht die Ubergabe der
Abfélle, die von den kreisangehdérigen Kommunen gesammelt werden und zur Beseitigung
vorgesehen sind und entsorgt diese in den zur Verfligung stehenden Abfallentsorgungsanla-
gen. Die mal3geblichen rechtlichen Bestimmungen zur Nutzung der Abfallentsorgungsanlagen
des Kreises Heinsberg, die hier anzuliefernden Abfallarten, die jeweiligen Annahmekriterien
und die Angaben zu den alternativ zu diesen Anlagen drittbeauftragten Einrichtungen sind in
der Satzung uber die Abfallentsorgung im Kreis Heinsberg vom 20.04.2005 und den dazuge-
hérigen Anlagen 1 a, 1 b, 2 a, 2 b und 3 geregelt. Die Abfallsatzung regelt hierbei sowohl das
Verhéltnis zu den Kommunen als auch zu den Einwohnern des Kreises allgemein.

In diesem Jahr ergeben sich Anderungen in nur geringem Umfang, die zum einem zum besse-
ren Verstandnis der Satzungsbestimmungen fiir die Blrger beitragen sollen und zum anderen
Uberholte Regelungen ersetzen.

In 83 Abs. 7 wird ergédnzend klargestellt, dass auf dem Kleinanlieferplatz Wassenberg-
Rothenbach aus Kapazitatsgriinden die Hochstmenge von zwei Kubikmetern gilt und dies
auch fir die kostenlose Anlieferung von Sperrmill tber die kommunalen Berechtigungs-
karten von jeweils bis zu zwei Kubikmeter Sperrmiill gelten muss. Mehr als eine Berechti-
gungskarte gleichzeitig zu nutzen, um Sperrmdll kostenlos zu entsorgen, ist hier somit nicht
moglich.

In Anlage 3 ,,Drittbeauftragungen und Mitbenutzungen* wurden bei dem Entsorgungsunter-
nehmen ,,Hiickelhovener Bauschutt Recycling (HBR) bei den Abfallarten ,,Glas aus dem
Baubereich* und ,,Kunststoffe aus dem Baubereich” die Eintrige ergénzt. Zudem wurde hier
das Entsorgungsunternehmen ,,Reterra GmbH, Erftstadt®, welches zwar auBBerhalb des Kreises
Heinsberg liegt, sich jedoch an kommunalen Ausschreibungen im Kreisgebiet beteiligt und
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daher um Abschluss eines Mitbenutzungsvertrages gebeten hatte, mit aufgenommen. Entspre-
chende Eintrédge erfolgten hier bei den ,,biologisch abbaubaren Abféllen” und den ,,sonstigen
Bioabfillen®. Weitere kleinere Anderungen erfolgen aus redaktionellen Griinden.

Als Anlage zur Einladung der Sitzung des Ausschusses fur Umwelt und Verkehr wurde der
Entwurf der 9. Anderungssatzung mit der geanderten Anlage 3 zur Abfallsatzung sowie eine
Synopse beigefiigt, die die Anderungen zur bestehenden Satzung Uber die Abfallentsorgung
aufzeigt.

Beschlussvorschlag:

Die Satzung tiber die 9. Anderung der Satzung Uber die Abfallentsorgung im Kreis Heinsberg
vom 20.04.2005 in der Fassung des den Erlduterungen zur Sitzung des Ausschusses fir Um-
welt und Verkehr beigefugten Entwurfs wird gemal § 5 Abs. 1 S. 1 KrO beschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Ja 15 Nein 0 Enthaltung O Befangen O

10
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Sitzung: 6ffentlich
Tagesordnungspunkt 3:

Gebuihrensatzung des Kreises Heinsberg fur die Abfallentsorgung - 9. Anderungssat-
zung (2015)

Beratungsfolge:

16.09.2014  Ausschuss fur Umwelt und Verkehr
27.11.2014  Ausschuss fir Umwelt und Verkehr
09.12.2014  Kreisausschuss

18.12.2014  Kreistag

| Finanzielle Auswirkungen: [ ja
‘ Leitbildrelevanz: ‘ nein
‘ Inklusionsrelevanz: ‘ nein

Mit Beschluss vom 16.09.2014 hat der Ausschuss fir Umwelt und Verkehr des Kreises
Heinsberg die Gebiihrenkalkulation fur die Abfallentsorgung im Kreis Heinsberg fiir das Jahr
2015 zustimmend zur Kenntnis genommen.

Wie bereits im letzten Jahr dargelegt, konnten aufgrund der Neuausschreibung des Transpor-
tes und der Entsorgung von Rest- und Sperrmdill und der hieraufhin ab dem 01.04.2013 lau-
fenden Vertrage erheblich gunstigere Entsorgungskonditionen erzielt werden. Daraufhin
konnten die Gebuhren ab dem 01.01.2014 bereits deutlich reduziert werden. Allerdings muss-
te zundchst noch eine Rickstellung fir den Fall gebildet werden, dass im Rahmen des derzeit
im Aufstellungsverfahren befindlichen Abfallwirtschaftsplanes (AWP) ein erneuter Zuwei-
sungszwang zu einer Verbrennungsanlage vorgeschrieben worden ware, der eine mdgliche
Rickabwicklung des mit der Fa. Schonmackers abgeschlossenen Vertrages erforderlich ge-
macht hatte.

Wie bereits mit der Gebuhrenkalkulation dargestellt wurde, ist diese Rickstellung nicht wei-
ter erforderlich, da nach dem vorgelegten Entwurf des AWP die fur den Kreis Heinsberg be-
stehenden Entsorgungsvertrage unbertihrt bleiben. Die hierdurch bedingte Ersparnis kann
somit im Jahr 2015 zur Senkung der Gewichtsgebuhr eingesetzt werden.

Durch weitere Einsparungen beim Anlagenbetrieb und nunmehr nicht mehr vorzusehende
Risikoriickstellungen ist es — unter Beriicksichtigung der fristgerechten Auflésung von Uber-
schiissen —mdglich, die Gewichtsgebiihr fur Rest- und Sperrmdall auf der Basis der kalkulier-
ten Abfallmengen fur das Jahr 2015 von 132, - €/t noch einmal um 29,- €/t auf 103,- €/t zu
senken. Dies bedeutet eine Gebuhrenreduzierung in Héhe von rund 22 % zum Vorjahr.
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Niederschrift Gber die Sitzung
des Ausschusses fir Umwelt und Verkehr am 27.11.2014

Die Grundgebihr, die sich nach den meldepflichtigen Einwohnern und der Anzahl der nicht
meldepflichtigen Personen in den Kommunen richtet, ist den Kostensteigerungen anzupassen.
Eine Erh6hung der Grundgebiihr von 5,89 € auf 6,69 € je Einwohner ware hiernach maéglich.
Diese deutliche Erh6hung ist u.a. dadurch bedingt, dass die Einwohnerzahlen aufgrund der
Fortschreibung der Bevolkerungszahl auf Basis des Zensus stark nach unten korrigiert wurden
und somit die Gesamtkosten auf weniger Einwohner verteilt werden missen, was automatisch
zu einer hoheren Grundgebuhr fiihrt. Da die Grundgebuhr bereits im letzten Jahr um 0,89 € je
Einwohner angehoben werden musste, wurde im Rahmen der Gebuhrenkalkulation zur Ver-
meidung einer zu starken Belastung der Kommunen durch den Ausschuss fur Umwelt und
Verkehr am 16.09.2014 beschlossen, die Grundgebuhr fiir das Jahr 2015 zundchst nur auf
6,30 € je Einwohner zu erh6hen.

Aufgrund von vertraglichen Verbesserungen und verringerter Betriebskosten der Schadstoff-
umschlaganlage Gangelt-Hahnbusch ist fiir das Jahr 2015 auch fir die Schadstoffentsorgung
eine Gebuhrenreduzierung maoglich. Die Gebuhrenpauschale kann von 0,85 € je Einwohner
und Jahr nunmehr auf 0,75 € je Einwohner und Jahr festgesetzt werden.

Insgesamt entspricht diese Geblhrenveranderung einer Senkung im Mittel um rd. 16 %.

Auf die bereits zur Sitzung des Ausschusses fur Umwelt und Verkehr am 16.09.2014 verteil-
ten Unterlagen wird verwiesen. Mit der Einladung zur Sitzung des Ausschusses fiir Umwelt
und Verkehr am 27.11.2014 wurde als Anlage neben dem Entwurf der 9. Anderungssatzung
eine Synopse beigefiigt, die die Anderungen zur bestehenden Gebiihrensatzung aufzeigt.

Die Anderungen der Satzungsbestimmungen werden im Einzelnen wie folgt begriindet:

zu 84 Abs. 1
Anderung der Gebiihrenhohe

zu 8§ 4 Abs. 2:
redaktionelle Anderung

zu 8§ 4 Abs. 3 und 4:
Anderung der Gebiihrenhohe

zu § 5 Abs. 31
redaktionelle Anderung

Zu 8§ 6 Abs. 2:

redaktionelle Anderung zur Klarstellung der Abrechnungen der Grund- und Sonderabfallge-
bihren mit den Kommunen

12
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Beschlussvorschlag:

Die Satzung tber die 9. Anderung der Gebiihrensatzung des Kreises Heinsberg fir die Ab-
fallentsorgung vom 20.04.2005 in der Fassung des den Erlauterungen zur Sitzung des Aus-
schusses fur Umwelt und Verkehr beigefiigten Entwurfs wird gemal § 5 Abs. 1 S. 1 KrO be-
schlossen.

Abstimmungsergebnis:

Ja 15 Nein 0 Enthaltung O Befangen O
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Sitzung: 6ffentlich
Tagesordnungspunkt 4:

Bewerbungsverfahren zur Neuauswahl der LEADER-Regionen im Rahmen des NRW-
Programms ""Landlicher Raum"

Beratungsfolge:
27.11.2014  Ausschuss fur Umwelt und Verkehr

| Finanzielle Auswirkungen: | nein
‘ Leitbildrelevanz: ‘ 3.1
‘ Inklusionsrelevanz: ‘ nein

Mit dem LEADER-F&rderprogramm, dessen Namensgebung aus dem Franzdsischen stammt
und deutsch mit ,,Zusammenarbeit zwischen Partnern zur Férderung der ldndlichen Entwick-
lung™ tibersetzt werden kann, fordert die Européische Union regionale und lokale Projekte,
damit sich landlich gepragte Gemeinden auf wirtschaftlichem, kulturellem und sozialem Ge-
biet positiv weiterentwickeln kdnnen. Ein wesentlicher Grundsatz der Arbeit mit LEADER ist
die Beteiligung vieler mal3geblicher regionaler Akteure sowie die Verbesserung von regiona-
len Kooperationen. Wichtig ist, dass in regionalen LEADER-Aktionsgruppen Vertreterinnen
aus Burgerschaft, Verwaltung, Vereinen, sonstigen Organisationen und Unternehmen uber
regionale Projekte beraten und entscheiden und so eigenstandig den Entwicklungsprozess
steuern.

In der abgelaufenen Forderperiode 2007 bis 2013 des NRW-Programms zur Entwicklung des
landlichen Raumes waren seinerzeit von den 12 LEADER-Regionen in NRW aus dem Kreis
Heinsberg die Gemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht an der Umsetzung des sog.
gebietsbezogenen integrierten Entwicklungskonzeptes ,,Der Selfkant* beteiligt.

Grundlage des aktuellen Forderprogramms sind drei EU-Verordnungen sowie das NRW-
Programm Landlicher Raum (2014 — 2020). Gemal} diesem Programm ergibt sich die Mdg-
lichkeit, dass sich potentielle Fordergebiete mit einer Einwohnerzahl von bis zu 150.000 um
eine Anerkennung als LEADER-Region bewerben.

Fur den Neueinstieg in LEADER wurde urspriinglich eine Bewerbung im Kontext der Inno-
vationsregion Rheinisches Revier (IRR) angestrebt; der Kreis Heinsberg ist Gesellschafter der
in diesem Jahr gegriindeten IRR GmbH. Zwischenzeitlich hat sich die Region Indeland im
Kreis Diren Uber die Indeland GmbH jedoch zu einer eigenen Bewerbung entschlossen. VVor
diesem Hintergrund beabsichtigen die u.a. durch den Bergbau gepragten Kommunen des
Kreises Heinsberg (Stadte Erkelenz, Hiickelhoven und Geilenkirchen) sowie der StadteRegi-
on Aachen (Stadt Baesweiler sowie Teile der Stadtgebiete von Alsdorf, Wirselen, Eschweiler
und Stolberg), eine Bewerbung als neue LEADER-Region ,,Aachener Revier” vorzubereiten.
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Wesentliche Voraussetzung fir eine erfolgreiche Bewerbung ist die Erarbeitung eines sog.
regionalen Entwicklungskonzeptes. Hierbei werden der Kreis Heinsberg und die
StadteRegion Aachen durch ein externes Planungsbiro unterstutzt. Die Auftaktveranstaltung
zur Erarbeitung dieses Konzeptes fand am 12.11.2014 in Baesweiler statt. Es ist vorgesehen,
dass in weiteren Veranstaltungen bis Ende Januar die Bewerbung im Detail vorbereitet wird,
damit sie fristgerecht dem Ministerium fur Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und
Verbraucherschutz NRW bis zum 16.02.2015 vorgelegt werden kann.

Die thematische Ausrichtung des zu erstellenden regionalen Entwicklungskonzeptes liegt in
folgenden Bereichen:

- Landliche Lebensqualitat/Dorfentwicklung

- Daseinsvorsorge

- Préavention: Kinder und (junge) Familien starken
- Nah-, Land-, Naturtourismus

- Gesundheit

- Mobilitatssicherung

- Energiewende und landliche Wertschopfung

- Fachkréafte sichern

- Ehrenamt stérken

- Kultur.

Aufgrund der insgesamt zur Verfligung stehenden Foérdermittel kommen maximal 22 bis 24
LEADER-Regionen in NRW zum Zuge. Nach Mitteilung der Bezirksregierung Koln bereiten
allerdings derzeit mehr als 40 Regionen in NRW eine entsprechende Bewerbung vor; hierzu
zahlen auch Regionen, die bereits in der abgelaufenen Forderperiode LEADER-F6rderungen
in Anspruch nehmen konnten.

Der gesamte Bewirtschaftungsrahmen fir Projekte einer LEADER-Region liegt fur ein Gebiet
der GroBenordnung des ,,Aachener Reviers® (GréBenordnung: mindestens 120.000 Einwoh-
ner) bei insgesamt 3.450.000 € fiir den Zeitraum von 2015 bis 2023. Dieser Gesamtbewirt-
schaftungsrahmen kann, muss aber nicht aus der LEADER-Region in Anspruch genommen
werden. Der maximale Zuschussbetrag je Projekt betragt 250.000 €.

Bei einer Inanspruchnahme des gesamten zur Verfuigung stehenden Férdervolumens lage der
sog. regionale 6ffentliche Mindestanteil bei 350.000 € fiir den gesamten Forderzeitraum. Die-
ser Betrag wire auf die 10 kommunalen Gebietskorperschaften aus der Region ,,Aachener
Revier” nach einem noch festzulegenden Schliissel zu verteilen.

Dezernent NielRen weist darauf hin, dass sich aus dem Kreis Heinsberg neben den Stadten

Erkelenz, Hiickelhoven und Geilenkirchen auch die Gemeinden der bisherigen LEADER-
Region ,,.Der Selfkant” (Gemeinden Gangelt, Selfkant und Waldfeucht) zusammen mit der
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Stadt Heinsberg ebenfalls zu einer Bewerbung als LEADER-Region entschlossen haben. Das
bedeutet, dass sich nunmehr insgesamt 7 Kommunen aus dem Kreis Heinsberg am Auswahl-
verfahren im Rahmen des NRW-Programms "Lé&ndlicher Raum™ beteiligen werden. Bezlig-
lich der finanziellen Auswirkungen fir den Kreis fuhrt Dezernent NielRen aus, dass sich der
Kreis nach Abstimmung mit der StadteRegion Aachen zu 50 % am sog. Regionalmanagement
beteiligen wird. Die anteiligen Kosten fiir das Regionalmanagement liegen tberschlagig zwi-
schen 15.000 und 20.000 € / Jahr. Fiir die spiter durchzufiihrenden Einzelprojekte miissten
die jeweiligen Kommunen die Kosten des Eigenanteils dann selber tragen. Hierzu wird die
Verwaltung im Fachausschuss zu gegebener Zeit berichten und, sofern erforderlich, Be-
schlussvorschldge unterbreiten.

Ausschussmitglied Schliter (SPD) gibt zu Bedenken, dass mit der Bewerbung von 7 kreisan-
gehorigen Kommunen in 2 unterschiedlichen LEADER-Regionen eine Konkurrenzsituation
entstehen konnte. Dezernent Niellen sieht hier keine wesentliche Beeintrachtigung, da der
Kreis mit den beiden Bewerbungen - so wie die StadteRegion Aachen auch — schlie8lich 2
,,Eisen im Feuer* habe. Im Ubrigen unterstiitze der Kreis selbstverstidndlich alle Kommunen
und Akteure bei der Bewerbung und der spateren Realisierung von Projekten im Rahmen des
LEADER-Programms. Unter diesem Vorzeichen sieht auch Ausschussmitglied Schliter eine
gute Chance fir alle sich am Auswahlverfahren beteiligenden kreisangehérigen Kommunen.
Ausschussvorsitzender Jansen weist seinerseits darauf hin, dass landesweit 20 bis 24 LEA-
DER-Bewerbungen Erfolg haben werden. Entscheidend wird letztlich das eingereichte Kon-
zept sein. Die Ausschussmitglieder der anderen Kreistagsfraktionen begriRen den Vorschlag
der Verwaltung der gemeinsamen LEADER-Bewerbung mit den Nordkommunen der
StddteRegion Aachen als ,,Aachener Revier” unter der MalBgabe, dass alle an einem
LEADER-Projekten sich beteiligenden kreisangehdrigen Kommunen durch die Kreisverwal-
tung unterstltzt werden.

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fur Umwelt und Verkehr nimmt die Ausfihrungen zustimmend zur Kenntnis
und unterstitzt eine LEADER-Bewerbung der Region ,,Aachener Revier* fiir die neue For-
derphase ab 2015.

Abstimmungsergebnis:

Ja 15 Nein 0 Enthaltung O Befangen O

16



Niederschrift Gber die Sitzung
des Ausschusses fir Umwelt und Verkehr am 27.11.2014

Sitzung: 6ffentlich
Tagesordnungspunkt 5:

Antrag der Kreistagsfraktion GRUNE gemaB § 5 der Geschaftsordnung vom
10.10.2014: Reaktivierung des Luckenschlusses von Linnich bis Baal mit der Weiter-
fuhrung nach Huckelhoven / Wassenberg u.a. nach der Stralienbahn-Bau- und Be-
triebsordnung (BOStrab)

Beratungsfolge:
27.11.2014  Ausschuss fur Umwelt und Verkehr

Mit Schreiben vom 10.10.2014 an den Vorsitzenden des Ausschusses fur Umwelt und Ver-
kehr, Herrn Franz-Michael Jansen, beantragt die Kreistagsfraktion GRUNE nach § 5 der Ge-
schéftsordnung, der Ausschuss fir Umwelt und Verkehr moge die Verwaltung beauftragen,
die Machbarkeit der Realisierung bzw. Neubau der Eisenbahnstrecken

a) Linnich - Baal
b) Baal - Hiickelhoven (Stadtzentrum) bzw. Ratheim - Wassenberg
und
c) Dalheim - Roermond (NL mit niederldandischen Beteiligung der ,,Light Rail*)

unter dem Aspekt zu priifen, ob diese Streckenfiuihrung nach der Straenbahn-Bau- und Be-
triebsordnung (BOStrab) reaktiviert werden kénnen. Dabei soll in Zusammenarbeit mit der
westEnergie und Verkehr GmbH (west) und dem Nahverkehr Rheinland (NVR) auch ermittelt
werden, welche planerischen und ékonomischen Vorteile sich durch eine Reaktivierung der
v. g. Eisenbahnstrecken nach der Straenbahn-Bau- und Betriebsordnung (BOStrab) generie-
ren lassen. Aufgrund der deutlich schlankeren Strukturen bei den Bau- und Betriebskosten
nach der StraBenbahn-Bau- und Betriebsordnung (BOStrab) konnten uber diesen Weg die
Umsetzung der beim Nahverkehr Rheinland (NVR) beantragten Eisenbahnstrecken beschleu-
nigt werden. Der Antrag der Kreistagsfraktion GRUNE ist als Anlage der Einladung zur Sit-
zung des Ausschusses fur Umwelt und Verkehr beigefigt.

Ausschussmitglied Horst (GRUNE) fiihrt aus, dass mit dem Antrag seiner Fraktion ein zu-
satzlicher LoOsungsansatz fur die beabsichtigte Wiedereinrichtung einer Schienenstrecke
Linnich bis Baal eingebracht werden sollte. Er pladiert dafiir, dass das mit der Erarbeitung
einer Machbarkeitsstudie beauftragte Buro BVS — Rodel und Pachan, Kamp-Lintford, diesen
Ansatz in seiner Studie mit einbeziehen und untersuchen sollte; dies nicht zuletzt mit Blick
auf den Wirtschaftlichkeits- und Kostengesichtspunkt. Dezernent NieRen weist darauf hin,
dass mit den Ergebnissen des zwischenzeitlich an das vorgenannte Biro beauftragten weiteren
Untersuchungsteils zum Infrastrukturausbau fir die VVorzugsvariante Linnich bis Baal voraus-
sichtlich Ende des 1. Quartals 2015 zu rechnen sei.
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In der sich anschlieBenden Beratung verstédndigten sich alle Mitglieder des Fachausschusses
einvernenmlich darauf, den Antrag in das kommende Jahr zu vertagen. Ausschussmitglied
Horst als Vertreter der antragstellenden Kreistagsfraktion stimmt diesem Vorschlag zu.

Abstimmungsergebnis:

Ja 15 Nein 0 Enthaltung O Befangen O
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Sitzung: 6ffentlich
Tagesordnungspunkt 6:
Bericht der Verwaltung

Dezernent NielRen berichtet dem Ausschuss fir Umwelt und Verkehr zu folgenden Punkten:

6.1 StralRenverkehrszahlung 2015

Zur Feststellung der Verkehrsentwicklungen und der Ermittlung der Verkehrsbelastungen auf
den Bundesfern-, Landes- und Kreisstralen wird nach 5 Jahren wieder im kommenden Jahr
eine bundesweite Verkehrszdhlung auf den v. g. klassifizierten Straflen durchgefihrt. Die
Zahlung erstreckt sich — als Teil einer EU-Z&hlung — auf die ,,freien Strecken® und die Orts-
durchfahrten in der Uberdrtlichen Baulast.

In Abstimmung mit dem Landesbetrieb Straenbau NRW, Gelsenkirchen, und der Regional-
niederlassung Niederrhein in Mdnchengladbach werden in den Monaten April bis Septem-
ber 2015 an 8 bzw. 6 Z&hltagen fur jeweils 3 Zeitstunden das Verkehrsaufkommen manuell in
einem Zahlbogen differenziert nach Fahrzeugtypen (z. B. Fahrrader, Motorrader, Pkw und
Lkw mit und ohne Anhénger) erfasst.

An Zahlstellen mit einem geschétzten DTV-Wert tber 7.000 Kfz/24h werden an jeweils 2
Normalwerktagen, 2 Freitagen, 2 Ferientagen und 2 Sonntagen Zéhlungen durchgefiihrt.

An Zihlstellen mit einem geschatzten DTV-Wert unter 7.000 Kfz/24h werden an jeweils 2
Normalwerktagen, 2 Ferientagen und 2 Sonntagen Zahlungen erfolgen.

Die erhobenen Daten der Verkehrszahlung, die bundeseinheitlich tber die Bundesanstalt fur
Strallenwesen durch ein Fachbiro fir Verkehrsplanungen ausgewertet werden, bilden insbe-
sondere die Basis flr zukunftige Verkehrsprognosen und sind notwendige Grunddaten zur
Planung von Strallenbauvorhaben. Aus diesem Grund hat das Ministerium fur Bauen, Woh-
nen, Stadtentwicklung und Verkehr NRW mit Erlass vom 09.10.2014 um eine rege Teilnah-
me durch die kommunalen StralRenbaulasttragern geworben.

Die Kosten fur die StraBenverkehrszahlung 2015 (55 Zahlstellen bei einem Stundenumfang
von insgesamt rd. 1.450 Stunden) liegen bei rd. 19.000 € brutto. Eine Kostenerstattung seitens
des Landes NRW erfolgt hierzu nicht.

Da die Erhebung von représentativen Daten zu den Verkehrsbelastungen auf den Kreisstralen
insbesondere fur zukilnftige Planungen von Verkehrsinfrastrukturmalinahmen im Kreis
Heinsberg bedeutsam ist und eine bundesweite Verkehrszahlung nur alle 5 Jahre erfolgt, ist
seitens der Verwaltung geplant, - wie bei anderen Kreise im Niederlassungsbezirk Nieder-
rhein des Landesbetriebes StraBenbau NRW auch - sich an der bundesweiten Verkehrszéah-
lung im kommenden Jahr zu beteiligen. Die fir die Verkehrszdhlung notwendigen Finanzmit-
tel sollen dabei aus dem konsumtiven Ansatz fiir den StraRenbau (Produkt: 1201 0100 - Bau-
liche Umsetzung von StrallenbaumalRnahmen) finanziert werden.
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6.2 StralRenbauvorhaben in 2015

Im Rahmen der diesjahrigen Programmberatung bei der Bezirksregierung Kdéln am
28.10.2014 wurde seitens des Landes NRW nochmals darauf hingewiesen, dass das Land in
den néchsten Jahren grundsétzlich keine Neubauvorhaben im kommunalen Verkehrswegbau
fordern wird — auch hier gilt wie bei den Landesstralen der Grundsatz ,,Erhalt vor Neubau®.
In seinem Anschreiben zur Aufstellung des StraBenbauférderprogramms 2014 vom
16.05.2014 an die Préasidentin des Landtages NRW fuhrt der Verkehrsminister u. a. aus, dass
,,...mit Riicksicht darauf, dass der Substanzverlust bei den kommunalen Straflen auch dort zu
einem gewaltigen Sanierungsstau gefiihrt hat, ... ein Umsteuern in der Forderpraxis unaus-
weichlich geworden [ist]. Daher soll in diesem und den kommenden Jahren der Foérder-
schwerpunkt auf der Strafenunterhaltung liegen, so dass klassische Neubaumanahmen in
Gestalt von Ortsumgehungen und Entlastungsstralen aus der Forderkulisse herausgenommen
wurden.

Nach der derzeitigen Festlegung des Verkehrsministeriums NRW kommt ein Straenbauvor-
haben fir die Aufnahme in das Forderprogramm nur in Betracht, wenn dieses sich eines der
nachfolgenden MaRnahmenkategorien zuordnen lasst:

a) ErhaltungsmalRnahmen (sog. grundhafte Erneuerung) sowie unaufschiebbare Bru-
ckensanierungen;
b) Bahniibergangsbeseitigungen und -sicherungen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz;
C) GemeinschaftsmaRnahmen mit dem Landesbetrieb Stralenbau NRW
und

d) Ausbauvorhaben mit dem Schwerpunkt Sanierung und / oder Verkehrssicherheit.

Im kommenden Jahr werden nach dem Stand der mit der Bezirksregierung Koln gefiihrten
Gesprache bzw. dem bereits vorliegenden Zuwendungsbescheid fur die Rurbriicke K 21 nach-
folgende Stralenbaumalinahmen zur Ausfihrung kommen:

e Erneuerung der Rurbriicke bei Kempen einschliellich Deckensanierung bis zum
Ortseingangsbereich Wassenberg-Ophoven (I = rd. 0,600 km) im Zuge der K 21

e Sanierung und Umbau der K 5 , Karl-Arnold-Str. in den Ortslagen Oberbruch und
Grebben einschliel}lich Radweg (I = rd. 1,4 km)

e Ausbau der Fahrbahn mit beidseitigen Schutzstreifen fiir Radfahrer entlang der K 23
im Bereich des Briickenbauwerkes in Wegberg-Dalheim (I = 0,090 km)

Zu den vorgenannten MalRnahmen, tber die mit Ausnahme des Ausbaus der Fahrbahn im Be-
reich des neuen DB-Briickenbauwerkes in Wegberg-Dalheim bereits mehrfach im Fachaus-
schuss berichtet wurde, sind nachfolgende erganzende Hinweise zu geben:
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Erneuerung der Rurbriicke bei Kempen einschliel3lich Deckensanierung bis zum Orts-
eingangsbereich Orsbeck im Zuge der K 21

Aufgrund des baulichen Zustandes und der unzureichenden Tragfahigkeit der Konstruktion
der bestehenden Rurbriicke war es angezeigt, bereits vor Jahren den Fahrbahnquerschnitt ein-
zuengen, um den Begegnungsverkehr von zwei Lastkraftwagen mit mehr als 16 to Gesamt-
gewicht auf dem Briickenbauwerk zu verhindern. Da durch eine blof3e Instandsetzung des
Brickenbauwerkes die Anforderungen an die Gebrauchstauglichkeit hinsichtlich einer Erho-
hung der zuléssigen Verkehrslast, der Nutzung des Fahrbahnquerschnittes sowie eines An-
schlusses des Radweges weiterhin nicht erfullt waren, hat sich der Ausschuss fur Umwelt und
Verkehr in seiner Sitzung am 26.11.2012 dazu entschlossen, das Bruckenbauwerk fir die
Kreisstrae K 21 ber die Rur bei Heinsberg-Kempen durch einen Neubau zu ersetzen. Aus-
gefiihrt werden soll ein Einzelbauwerk mit ergdnzenden Flutoffnungen in teilweiser Fertig-
teilausfihrung.

Die Vergabe der Leistungen zum Ersatzneubau der Rurbriicke und zur Deckensanierung zwi-
schen dem Briickenbauwerk und Wassenberg-Ophoven im Zuge der K 21 erfolgte aufgrund
der Beschlussfassung im Ausschuss fur Umwelt und Verkehr vom 16.09.2014 mit Auftrags-
schreiben vom selben Tag zur Auftragssumme in H6he von 1.684.350,54 €.

Um die anstehenden Stahlbeton- sowie Erd- und Stralenbauarbeiten zum Briickenneubau
durchfuhren zu kénnen, ist es unabdingbar, fir die Zeit der Bauarbeiten in Abstimmung mit
den Stadten Heinsberg und Wassenberg, sowie der Kreispolizeibehdrde und den zustandigen
Strallenverkehrsamtern die KreisstraBe K 21 zwischen Kempen und dem Kreisverkehr O-
phoven vollstandig zu sperren. Wahrend der Bauausfiihrung wére die Rurquerung dann Gber
die Briicke der B 221 bei Wassenberg-Orsbeck sowie das Brickenbauwerk der Gemeindever-
bindungsstralle zwischen Wassenberg-Steinkirchen und Heinsberg-Karken (dort jedoch nur
flr den Pkw-Verkehr) maoglich.

Fur die Erneuerung der Rurbriicke sowie zur Deckenerneuerung der K 21 vom Briickenbau-
werk bis zum Ortseingangsbereich von Wassenberg-Ophoven gewahrt das Land NRW dem
Kreis Heinsberg eine Zuwendung in Hohe von 1.090.600 € (Zuwendungsbescheid vom
13.06.2014).

Mit der Ausfiihrung der Briickenbauarbeiten soll in Abstimmung mit der beauftragten Bauun-
ternehmung in der 2. Januarwoche 2015 begonnen werden. Fur die Ausfihrung der vergeben-
den Leistungen sind 300 Arbeitstage angesetzt.

Sanierung und Umbau der K 5 ,Karl-Arnold-Str.“ in den Ortslagen Heinsberg-
Oberbruch und Grebben einschliellich Radweg

Die KreisstraBe K 5 ,,Karl-Arnold-Strale” in den Ortslagen Oberbruch und Grebben weist
eine werktagliche Verkehrsbelastung nach der letzten amtlichen Verkehrszahlung in 2010 von
rd. 13.200 Kfz. / 24 Std. auf. Dieser Streckenabschnitt der K 5 gehdrt damit zu den meistbe-
fahrenen KreisstralRen im Kreisgebiet. Die K 5 ,,Karl-Arnold-Stra3e* und im weiteren Verlauf
die ,,Gladbacher Stra3e* ist die Hauptverkehrsachse aus dem Innenstadtbereich Heinsberg bis
zur Autobahnauffahrt Dremmen und verknlpft als StraBenverbindung die A 46 mit der B 221.
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Des Weiteren erschliet die K 5 ,,Karl-Arnold-Straie* neben der Wohnbebauung das Gelénde
des Industrieparks Oberbruch (IPO), Gewerbebetriebe im Bereich Grebben und Oberbruch
und in umgekehrter Richtung die Innenstadt Heinsberg mit dem Gewerbe- und Industriege-
biet. In der Verlangerung der K 5 flieBen Verkehrsstrome tber die L 230 in Richtung Grenz-
ubergang Heinsberg-Karken und in umgekehrter Richtung aus den Niederlanden zur Auto-
bahnauffahrt der A 46 bei Dremmen.

Aufgrund des gegenwaértigen StraBenzustandes besteht die Notwendigkeit sowohl einer
grundhaften Sanierung als auch des Um- und Ausbaus beim Straenkdrper und den Nebenan-
lagen. Der Um- und Ausbau besteht in der Reduzierung der Fahrbahnbreite von derzeit
10,0 m (einschl. Mehrzweckstreifen) auf zukinftig 7,0 m Breite. Die bestehenden Unebenhei-
ten der verkehrslarmtrachtigen Fahrbahndecke sollen durch die Herstellung einer larmmin-
dernden Fahrbahndecke spirbar reduziert werden.

Die Entwurfsplanung zum Um- und Ausbau der K 5 wurden durch das beauftragte Planungs-
blro zwischenzeitlich erstellt. Dieser sieht vor, dass die baulichen Arbeiten zum Umbau der
K5 weitestgehend in den bestehenden Grundstiicksgrenzen erfolgen werden. Neben der Re-
duzierung der Fahrbahnbreite von derzeit 10,0 m (einschl. Mehrzweckstreifen) auf zukinftig
7,0 m Breite, ist der Neubau von fahrbahnbegleitenden sog. Einrichtungsradwegen (Nutzung
nur in einer Richtung zugelassen) vorgesehen.

Die Verwaltungsvereinbarung Uber die Kostenteilung mit der Stadt Heinsberg als Baulasttra-
ger der Gehwege wurde zwischenzeitlich geschlossen. Die Verwaltung beabsichtigt bei dieser
Strallenbaumalinahme, nach Vorstellung der Ausfiihrungsplanung im Fachausschuss und vor
Beginn der StralRenbauarbeiten gemeinsam mit der Stadt Heinsberg eine Informationsveran-
staltung fiir die Anwohner zu den vorgesehenen Umbauarbeiten durchzufiihren.

Im diesjahrigen Programmberatungsgesprach zum kommunalen Verkehrswegebau am
28.10.2014 bei der Bezirksregierung Koln mit Vertretern des Verkehrsministeriums NRW
wurde abgesprochen, vorbehaltlich der Entscheidungen des Regionalrates bei der Bezirksre-
gierung Koln und des zustandigen Landtagsausschusses zur Férderung des kommunalen Stra-
Renbaus, flr die Sanierung und den Umbau der Kreisstrale K 5 ,Karl-Arnold-Strale® in
Oberbruch / Grebben ab 2015 Fordermittel bereitzustellen. Nach dem aktuellen Straf3enbau-
forderprogramm des Landes NRW ist fiir diese StraBenbaumalinahme fir den Zeitraum 2015
ff. bei einem ermittelten zuwendungsfahigen Gesamtkostenvolumen von rd. 2,537  Mio. €
(ohne Gehweganlagen) mit einer Landeszuwendung in Hohe von rd. 1,649 Mio. € zu rechnen.
Die Verwaltung geht derzeit davon aus, dass in der 2. Jahreshalfte 2015 der Zuwendungsbe-
scheid zur K 5 ,,Karl-Arnold-Stra3e* in Oberbruch / Grebben erwartet werden darf.

Ausbau der Fahrbahn mit beidseitigen Schutzstreifen fir Radfahrer entlang der K 23
im Bereich des Briuckenbauwerkes in Wegberg-Dalheim

Anstelle des urspriinglich geplanten kombinierten Rad-/Gehweges entlang der K 23 im Be-
reich der DB-Briicke zwischen Dalheim und Rodgen (Stadt Wegberg) ist in Absprache mit
der Bezirksregierung Koln im Bereich der DB-Briicke nunmehr der Ausbau der Fahrbahn auf
einer Lange von ca. 90 m mit einem beidseitigen Schutzstreifen fur Radfahrer entlang der
K 23 geplant.
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Im Zuge der Erneuerung der Eisenbahnbriicke durch die Deutsche Bahn Netz im Oktober
2014 wurden die alten Stitzmauern am bisherigen Briickenbauwerk entfernt und die lichte
Weite der Unterfiihrung auf 9 m verbreitert. Die Kosten fiir den Neubau des Briickenbauwer-
kes werden von der DB Netz getragen. Uber die sonstigen anfallenden Kosten, insbesondere
zu den Abbruchkosten der auRerhalb des neuen Briickenbauwerkes vorhandenen Stiitzwéande,
ist mit der DB Netz eine entsprechende Kostenvereinbarung in Vorbereitung.

Im Programmberatungsgesprach bei der Bezirksregierung Koln im Oktober 2014 wurde sei-
tens der Bezirksregierung Koln zugesagt, dass bei kurzfristiger VVorlage eines entsprechenden
Forderantrages zum Ausbau der Fahrbahn der Kreisstrae K 23 einschlieBlich der Anlage von
beidseitig fahrbahnbegleitenden Schutzstreifen fir Radfahrer mit einer Mittelbewilligung spé-
testens in 2016 gerechnet werden kann. Es wurde jedoch in Aussicht gestellt, dass bereits in
2015 auf Antrag des Strallenbaulasttragers eine Zustimmung auf zuwendungsunschadlichen
Baubeginn erfolgen kdnne, damit die Baumallinahme zeitnah umgesetzt werden kann. Die
Kosten fur diese Ausbaumalinahme liegen nach einer ersten berschlagigen Kostenkalkulati-
on der Verwaltung bei ca. 230.000 € brutto.

6.3  Sachstand zur Strukturvision Schiefergas-Fracking in den Niederlanden

In der Sitzung des Ausschusses fur Umwelt und Verkehr am 16.09.2014 berichtete die Ver-
waltung zum Verfahrensstand zur Strukturvision Schiefergas-Fracking in den Niederlanden.
Unter anderem wurde in der Sitzung vorgetragen, dass die auf niederlandischer Seite zustan-
dige Verfahrensbehdrde aufgrund der im Verfahren eingegangenen Stellungnahmen die Krite-
rien fiir die zu erstellenden Umweltvertraglichkeitsstudie festlegen werde.

Bezug nehmend auf die Stellungnahme des Kreises zum Entwurf des Untersuchungskonzep-
tes flir die ,,Strukturvision Schiefergas-Fracking® vom 08.07.2014, hat das niederldndische
Wirtschaftsministerium mit Schreiben vom 13.10.2014 mitgeteilt, dass insgesamt 2.464 Stel-
lungnahmen eingegangen sind. Die Kommission zur Prifung der Umweltvertraglichkeit hat
nach Auswertung der eingereichten Stellungnahmen zwischenzeitlich die Empfehlung zum
Untersuchungskonzept ausgesprochen. Die Stellungnahmen und Empfehlungen der Kommis-
sion fuhren zu einer Erweiterung des Untersuchungsrahmens. Im 2. Quartal 2015 sollen nun-
mehr die zum Strukturleitbild Schiefergas gehdérenden Umweltuntersuchungen vom Ministe-
rium bekannt gegeben werden.

Der Entwurf des Strukturleitbildes, in dem dartiber informiert werde, ob und ggf. wo und un-
ter welchen Bedingungen in den Niederlanden Schiefergas durch Anwendung der Fracking-
Methode gefordert werde, soll nach dem Sommer 2015 abgeschlossen sein. Dieser wird zu-
sammen mit der Umweltvertraglichkeitsstudie (Plan UVS 2015) 6ffentlich zur Einsichtnahme
ausgelegt. Im Anschluss hieran besteht fir alle Interessenten nochmals die Maglichkeit, sich
zu diesem Entwurf zu &uBern. Diese Stellungnahmen werden bei der Erstellung des endgulti-
gen Strukturleitbildes, welches fur Ende 2015 zu erwarten ist, berticksichtigt.
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6.4 Auftaktveranstaltung fur die Erarbeitung einer neuen Leitentscheidung

Am 30.10.2014 fand auf Einladung der Staatskanzlei NRW in Julich die Auftaktveranstaltung
flr die Erarbeitung einer neuen Leitentscheidung zur Zukunft des rheinischen Braunkohlenre-
viers - weiteres Verfahren zu Garzweiler Il - statt. Mit dieser Leitentscheidung mdchte die
Landesregierung ein langfristiges Konzept fiir den Braunkohlenabbau im rheinischen Revier
nach 2030 entwickeln.

Ziel dieser Leitentscheidung ist es insbesondere, den in den Ortslagen Holzweiler und den
Siedlungssplitter Hauerhof und Dackweiler eine Umsiedlung zu ersparen. Faktisch geht es um
eine Verkleinerung der Abbauflache des Tagebaus Garzweiler 11, um auf energiewirtschaftli-
che und energiepolitische Erfordernissen Rucksicht zu nehmen. Des Weiteren soll durch die
Leitentscheidung die langfristige Sicherung von Arbeitsplatzen sowie Planungssicherheit fur
RWE Power erreicht werden.

Beziiglich der anstehenden Abl4ufe ist anzumerken, dass derzeit eine Uberblickstudie erstellt
werde, die vorliegende Energiestudien zur Entwicklung des Energiemarktes zusammenfasst.
Daraus werde eine energiepolitische Bewertung durch die Landesregierung NRW zum Tage-
bau Garzweiler 11 erfolgen. Auch werden etwa Mitte 2015 Gesprache mit Vertretern der Be-
wohner der betroffenen Ortslagen, des Regionalrates der Fachbehdrden, der Vertreter der Ta-
gebaubeschaftigen und RWE Power durchgefiihrt. Der Beschluss der Landesregierung zur
Leitentscheidung wird voraussichtlich im Herbst 2015 erfolgen. Danach kdnne der Braunkoh-
lenausschuss bei der Bezirksregierung Koln den Braunkohlenplan éndern, Dieses Verfahren
wird erfahrungsgemal allerdings mehrere Jahre in Anspruch nehmen. Ein Entwurf der Leiten-
tscheidung soll schon im Frihjahr 2015 vorliegen, zu dem alle Betroffenen Stellung beziehen
kdnnen.

Ausfihrungen zur Leitentscheidung der Landesregierung NRW sind unter der Internet-Seite
http://www.nrw.de/landesreqierung/landesplanung/informationen-zur-neuen-leitentscheidung
zu finden.
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Sitzung: 6ffentlich
Tagesordnungspunkt 7:

Anfragen gemaR § 12 der Geschaftsordnung

Fur den offentlichen Teil der Ausschusssitzung liegen keine Anfragen an die Verwaltung vor.

25



	ref_sinummer
	ref_grtext
	ref_sidat
	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	BM_TEXT2
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT3
	Beschlußvorschlag

